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Structuring of Party Submissions and 
“Standardised Filing”



26. Discussion on the reform of party submissions (1)

▪ Problem: Lack of structuring of the party´s submission

– No standardized requirements for pleadings in the CPC 

➢ (except provisions set out in Session 10)

➢ No statutory provisions on formal structure in the CPC

➢ Parties have extensive freedom in their presentation

– Historically conditions focus on oral hearings

➢ Code of Civil Procedure is focused on oral hearing, (Sec. 128 Para 1 CPC)

➢ Systematically, pleadings are used for preparation and not for the final presentation of the 
argument

– Despite the principle of party submission = processing the party´s submission is a duty of the 
court

▪ Lawyers often consider written pleadings as a „form of art“

▪ Written pleadings often contain information that is not relevant for the case

– Causing significant delay

# 220/03/25Prof. Dr. Philipp M. Reuß, MJur (Oxford)



26. Discussion on the reform of party submissions (2)

▪ Court has nevertheless the duty to materially manage the case (see session 10)

▪ Conventional judicial task: preparation of an (analog) file review/relation table

# 320/03/25Prof. Dr. Philipp M. Reuß, MJur (Oxford)

Section 139 CPC (Direction in substance of the course of proceedings)

(1) […] The court may structure the proceedings and compartmentalise the matter in dispute by taking 
measures to conduct the proceedings. […]

Example by Förschler/Weber, Der Zivilprozess, 4th ed.., Munich 2018

Plaintiff´s pleading Defendant´s pleading Evidence

Agreement for paining work concluded on 
April 7th between plaintiff and defendant

Conceded between plaintiff and 
defendant´s wife

none

Scope of work: Kitchen, bathroom, 
bedroom

Conceded: Kitchen, bath
Contested: Bedroom

none

Execution on April 24th, 25th, and 26th Conceded



26. Discussion on the reform of party submissions (3)

▪ Current legal provisions for structuring of party submission

# 4Prof. Dr. Philipp M. Reuß, MJur (Oxford)

Example by Schober, Zivilrichter-Leitfaden, 4th ed., Munich 2022

Plaintiff Dates Defendant Remarks

Contract for the sale of a car, Opel 
Astra, Pricetag: 7.500 EUR, 
„purchased as received“

Jan. 13th 2019 Conceded

Chart by Zwickel, in: Reuß/Laß, Göttinger Kolloquien zur Digitalisierung des 
Zivilverfahrensrechts, Kolloquien im Sommersemester 2022, S. 114

Sec. 273 CPC

Additions and 
Structure for 

pleadings

The Court in 
individual cases

Sec. 301, 
302, 303 CPC

Partial, interim 
and final 
judgment

The Court in 
individual cases

Sec. 130c 
CPC

Machine readable 
strutured form

FMJ by Decree 

Sec. 139 CPC

Gen. Obligation to 
discuss, Sec. 139 

Para 1 CPC

Structuring and 
Stratification, Sec. 
139 Para. S. 3 CPC

Court in individual 
cases



26. Discussion on the reform of party submissions (4)

▪ Reform discussion and possible solutions

– Introduction of standardized submissions

➢ Objective: Standardized structuring of party submissions in the digital procedure

➢ Increased clarity and reduction of redundant statements

– Necessity of a structural reform of the requirements for pleadings

➢ Adaptation to the principle of “oral presentation prepared in writing” in civil proceedings

– Balancing procedural efficiency and party autonomy

➢ Requirements could increase efficiency and free up court resources

➢ Simultaneously, risk of restricting the procedural scope

▪ Relevant steps in the current reform process

# 520/03/25Prof. Dr. Philipp M. Reuß, MJur (Oxford)

1993 - today

• Disputes in 
academia 
Greger/Zwickel

• Discussion on 
the 70. GLD 
2014

2020

• Introduction of 
clarifying rules: 
Sec. 139 Para 1 S. 3 
on structuring of 
civil procedure

2021

• Proposal of a 
“base document” 

2024

• Completion of 
a research 
project on the 
implementa-
tion of the 
base 
document in 
civil procedure
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E-Parteivortrag

Zum Vorschlag des „strukturierten Vortrags“ in der elektronischen Gerichtsakte nach Art einer Relationstabelle

Elmar Streyl

I. Digitalisierung in der Justiz und eine Reform-Arbeitsgruppe

Die Digitalisierung schreitet voran – überall möchte man meinen, außer bei der Pandemiebekämpfung und in der Justiz. Jedenfalls in der Justiz ist aber das Ende der analogen Ära eingeläutet: Spätestens 2026

wird die „gute alte“ Papierakte von der elektronischen Akte abgelöst. Ich selbst arbeite seit 2018 mit der elektronischen Akte und kann nach nunmehr drei Jahren und nach großer anfänglicher Skepsis sagen: Es

gibt zwar immer noch und immer wieder Probleme, aber der Schritt dorthin ist notwendig und richtig, die Vorteile überwiegen eindeutig. In der Pandemie gilt das allemal, Geschäftsstellen wie Richter waren im

Homeoffice weitgehend arbeitsfähig.

Aber die elektronische Akte bildet in ihrer jetzigen Form nur die Arbeit mit der Papierakte in mehr oder weniger abgewandelter Form elektronisch ab. Das schöpft die Vorteile der Digitalisierung nicht annähernd

aus. Vielmehr müssen alle justiziellen Praktiken aus dem 19. in das 21. Jahrhundert überführt werden. Die Justiz ist zwar in vielerlei Beziehung eine Art Monopolist und deswegen nur einem eingeschränkten Mo-

dernisierungsdruck ausgesetzt. Aber sie ist auf Akzeptanz angewiesen. Wenn die Rechtssuchenden nicht mehr verstehen, welchen Sinn Verfahrensabläufe haben, weil sie langwierig und „aus der Zeit gefallen“

sind, oder wenn sie nicht mehr verstehen,
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warum moderne, schnelle Kommunikationsformen nicht eingesetzt werden, dann sinkt die Akzeptanz. Hierauf reagiert der Rechtssuchende, indem er auf die Rechtsverfolgung verzichtet oder sich, soweit

vorhanden, Alternativen zuwendet, etwa internetbasierten Rechtsdienstleistern wie myRight.

In dieser Umbruchsituation haben die Präsidenten aller deutschen Oberlandesgerichte eine Arbeitsgruppe von erst- und zweitinstanzlichen Richtern beauftragt, Reformvorschläge zur Modernisierung des Zivilpro-

zesses zu entwickeln. Das Diskussionspapier ist auf der Webseite des OLG Nürnberg abrufbar.  Ein Vorschlag der Arbeitsgruppe ist die Einführung des „strukturierten Parteivortrags“. Ich war Mitglied dieser Ar-

beitsgruppe und möchte dieses wesentliche Element des Diskussionspapiers in diesem Beitrag an einem Beispiel erläutern.

II. Ein Novum im deutschen Zivilprozess

Bei dem strukturierten Parteivortrag in der von der Arbeitsgruppe vorgeschlagenen Form handelt sich um etwas völlig Neues im deutschen Zivilprozess, das man sich bei bloß abstrakter Schilderung kaum vorstel-

len kann – was wiederum instinktive Abwehr auslöst. Meinen Beispielsfall habe ich in ein Muster eingefügt, das demjenigen entspricht, das Grundlage für den Vorschlag der Arbeitsgruppe war. Ich muss aber beto-

nen, dass ich es eigenständig an die gedruckte Form angepasst habe und insoweit weder im Auftrag noch im Namen der Arbeitsgruppe handele.

Bisher ist die Erarbeitung des entscheidungserheblichen Sachverhalts davon geprägt, aus den Schriftsätzen der Parteien die relevanten Tatsachen herauszufiltern und das Streitige vom Unstreitigen zu trennen.

Auch wenn die beteiligten Rechtsanwälte hierbei unschätzbare Vorarbeit leisten, sind erhebliche Nachteile nicht zu verkennen: Es besteht die Gefahr, dass der Richter relevanten Vortrag unbeachtet lässt; diese

Gefahr steigt mit der Komplexität des Geschehens, der Zahl der Schriftsätze und der Wiederholungsrate beim Parteivortrag.

Hier setzt der Vorschlag der Arbeitsgruppe an. Aus (zeitlich) linear gehaltenem Vortrag wird eine Einheit. Anwälte reichen keine Schriftsätze mehr ein, sondern füllen eine Art „Relationstabelle“, so dass sich Vor-

trag und Gegenvortrag unmittelbar gegenüberstehen. Die einzelnen Elemente der Tabelle enthalten – chronologisch geordnet – sinnvoll aufgeteilte Elemente des Sachverhalts. Späterer Vortrag wird nicht irgend-

wo angefügt, sondern ändernd oder ergänzend, aber historisch nachvollziehbar, in ein solches Element eingetragen. Alle Beteiligten erhalten sofort Nachricht von einer Änderung dieses sog. „Basisdokuments“,

das später als Urteilstatbestand dient. Damit das so sein kann, muss der Richter bei jedem neuen Vortrag die Struktur auf eine sinnvolle Gliederung hin prüfen und ggf. – direkt im „Basisdokument“ – Hinweise

geben – wesentlich früher und weitergehender als jetzt, da eine sinnvolle Strukturierung sich an rechtlichen Aspekten ausrichtet.

III. Ein Räumungsprozess-Beispiel und eine Vorteile-Analyse (auch im Anwaltsblick)

Hat das Vorteile? Der „ungläubige Thomas“ biblischer Zeit war auch erst im Angesicht der Wunden Jesu überzeugt. So mag es auch Manchem mit dem Basisdokument gehen. Der Blick nach unten auf das Beispiel

eines Räumungsprozesses macht aber dessen Stärken sofort deutlich:

Es ist unmittelbar ersichtlich, wo es Gegenvortrag gibt und wo nicht. Das erleichtert dem Richter das Auffinden des Streitigen bzw. Unstreitigen und dem Anwalt das Auffinden von Lücken im eigenen Vor-

trag. Die Fehlerquote sinkt.

Der Anwalt sieht sofort, ob er zu einem Sachverhaltselement schon vorgetragen hat. Redundanzen werden vermieden. Der Arbeitsaufwand sinkt.

Neuer Vortrag ist sofort als neu ersichtlich (hier durch Kursivschrift gekennzeichnet). Der oft mühselige Abgleich mit dem bisher Vorgetragenen entfällt. Der Arbeitsaufwand sinkt.

Die Übersichtlichkeit der tatsächlichen Grundlage des Prozesses wird durch die Struktur erheblich gesteigert. Vortrag findet sich nicht irgendwo, sondern an systematisch passender Stelle. Der Gegenvor-

trag steht unmittelbar daneben. Die Erfassung des Sachverhalts wird erleichtert.

Die Einarbeitung in den Sach- und Streitstand fällt nach einem Anwalts- oder Richterwechsel erheblich leichter. Das führt zu einer Beschleunigung.

All diese Vorteile steigern die Qualität der Rechtsfindung, weil Fehler beim Sachvortrag und bei der Aktenauswertung minimiert werden und weil die Tatbestandserstellung nicht mehr alleinige Aufgabe des Rich-

ters, sondern eine gemeinsame Aufgabe der Parteien und des Gerichts ist. Das steigert die Effektivität des rechtlichen Gehörs ungemein. Eigentliche Gewinner des strukturierten Parteivortrags sind die damit Par-

teien.

Jeder Prozessbeteiligte kann sich das „Basisdokument“ darstellen, wie es am besten zur eigenen Arbeitsweise – oder Vorliebe – passt. Nach der Vorstellung der Arbeitsgruppe ist es technikoffen, dh es kann auf

allen möglichen Plattformen dargestellt werden. So ist es vorstellbar, dass das „Basisdokument“ mit all seinem Inhalt (dreispaltig) angezeigt wird oder dass nur der Vortrag einer Partei (einspaltig) zu lesen ist.

Außerdem kann man wählen, ob nur der aktuelle Vortrag sichtbar ist oder auch seine historische Entwicklung, also frühere Versionen, wenn er sich geändert hat.

IV. Das „Basisdokument“

Das gegebene Beispiel lässt deutlich werden, dass der Anwalt nicht genötigt sein wird, das Notwendige in Kästchen pressen zu müssen, wie mancher befürchtet, statt hergebrachte anwaltliche (Schriftsatz-)Kunst

auszuüben. Für alles, was der Anwalt bisher zum Akteninhalt gemacht hat, wird es einen Platz geben, insbesondere für Vorgeschichte, Hintergründe und Interessen der Parteien, Rechtsausführungen und eine Art

zusammenfassendes Plädoyer. Der Anwalt wird sich nur etwas mehr Gedanken zu einer sinnvollen Unterteilung des Tatsächlichen machen müssen.

Das bedeutet eine tiefgreifende Änderung unserer Arbeitsweise. Es wird Umdenken, Übung und Gewöhnung erfordern. Darin liegt aber keine Verletzung des Beibringungsgrundsatzes oder der Berufsausübungs-

freiheit. Schließlich: Es wird sich lohnen.
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Basisdokument

1 C 1/26

AG Bielefeld

Parteien

Klagepartei:

Hubert S., Linz

Prozessbevollmächtigter:

Rechtsanwalt Brenner, Koblenz

Beklagtenpartei:

Julia G., Bielefeld

Prozessbevollmächtigte:

Rechtsanwältin Odenwald, Stuttgart

Anträge

Antrag vom 2.1.2026:

1. Die Beklagte wird verurteilt, die Wohnung im 1. OG des Hauses Horststraße 47 in Bielefeld zu räu-

men und geräumt mit allen Schlüsseln an den Kläger herauszugeben.

2. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 353,68 Euro nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunk-

ten über dem Basiszinssatz seit dem 15.10.2025 zu zahlen.

Antrag vom 20.1.2026:

Die Klage wird kostenfällig abgewiesen.

Hilfsweise: Der Beklagten wird eine angemessene Räumungsfrist eingeräumt.

Streitwert

6353,68 Euro

Vorgerichtliche Einigungsversuche

Es fand eine Besprechung mit der Beklagten und ihrer Prozessbevollmächtigten

am 19.12.2025 statt. Eine gütliche Einigung konnte nicht erzielt werden.

Gegenstand des Rechtsstreits

Der Kläger nimmt die Beklagte auf Räumung und Betriebskostennachzahlung in

Anspruch.

Sachverhalt

Kläger Beklagte Gericht

Einleitung

1 Der Kläger ist hochbetagt. Als die Beklagte sich 2023 von ihrem damali-

gen Mann trennte und in Wohnungsnot befand, hat er ihr die streitgegen-

ständliche Wohnung überlassen, obwohl er sich altersbedingt nicht mehr

den Belastungen der Vermietung aussetzen wollte. Zunächst verlief das

Mietverhältnis reibungslos. Das änderte sich, als der neue Lebensgefährte

der Beklagten, Herr Markus A, einzog. Seitdem herrscht nicht nur Unfrie-

den im Haus, Herr A nutzt die Wohnung auch zu gewerblichen Zwecken.

Richtig ist, dass es im Haus Spannungen gibt. Sie gehen allerdings nicht von

der Beklagten und ihrem Lebensgefährten aus, sondern vom Kläger, der oft

über längere Zeit bei seiner Tochter wohnt und von Herrn A und dessen

Sohn Bruno A kleinere Handlangerdienste erwartet, was diese verweigerten,

als es überhandnahm.
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Sachverhalt

I. Räumungsanspruch

2 Die Parteien waren durch einen Mietvertrag über die im Klageantrag näher genannte

Wohnung des Klägers verbunden. Es war eine Miete von 700 Euro einschließlich 200 Euro

Betriebskostenvorauszahlung vereinbart. Erlaubt war ausschließlich eine Wohnnutzung.

2-B Mietvertrag vom 1.5.2023

3 Der Lebensgefährte der Beklagten, A, ist Yogalehrer. Er gibt in der Mietwohnung zweimal

in der Woche Yogakurse für bis zu vier Männer. Außerdem überträgt er aus der Wohnung

heraus solche Kurse via Youtube im Internet.

3-B www.yogafuerkerle.de

Tochter der Kl. Franziska S

3.1 1 Es werden mehrfach täglich zu allen möglichen Zeiten Yogakurse online gegeben. Teil-

weise ist dies mit lauter Musik verbunden.

Auf dem Klingelschild hat die Beklagte den Zusatz angebracht: „Markus A., Yogalehrer“.

2 Richtig ist, dass Herr A Online-Yogakurse teilweise aus der Wohnung heraus gibt, näm-

lich dann, wenn sie später am Abend stattfinden. Es gibt aber keinerlei Hinweise in der Öf-

fentlichkeit auf diese Tätigkeit, die Bezug zur Wohnung haben. Der Ort wird in den Kursen

auch nicht genannt.

3.1-B 1 Franziska S Sohn des A: Bruno A

3.2 2 Präsenzkurse veranstaltet Herr A ausschließlich im Sportverein TuS Bielefeld. Nur als

diese Räumlichkeiten im Sommer wegen eines Wassereinbruchs zwei Wochen nicht zur

Verfügung standen, hat er die Wohnung genutzt.

4 3 Mit Schreiben vom 12.10.2025 hat der Der Kläger hat Herrn A und die Beklagte 1 am

12.10.2025 im Hausflur zu Rede gestellt und sie aufgefordert, dies zu unterlassen bzw.

abzustellen. 1 Die frühere Behauptung, es gebe ein Mahnschreiben, beruht auf einem In-

formationsversehen.

Es wurde keine Abmahnung ausgesprochen. Der Kläger legt ein Abmahnschreiben nicht

vor. 1 Auch eine mündliche Abmahnung gab es nicht.

4-B 1 Franziska S

5 Herr A setzte dennoch die gewerbliche Nutzung unverändert fort. Als die Tochter des Klä-

gers, Franziska S, die die einzige weitere Wohnung im Haus bewohnt, ihn Ende Novem-

ber 2025 darauf ansprach, beleidigte er sie mit den Worten: „Gar nichts werde ich tun,

du alte Vettel!“

Präsenzkurse hält Herr A in der Wohnung nicht mehr ab, sie wurden, wie Rn. 3.2 ausge-

führt, schon weit vor der Abmahnung beendet.

Mit der Zeugin S hat es in der Tat einen heftigen Wortwechsel gegeben. Herr A ist aber

nicht in der vorgeworfenen Weise beleidigend geworden.

5-B Franziska S Sohn des A: Bruno A

6 Daraufhin kündigte der Kläger das Mietverhältnis fristlos wegen vertragswidriger Nutzung

und Beleidigung.

6-B Schreiben vom 2.12.2025

II. Betriebskostennachzahlung

7 Außerdem schuldet die Beklagte aus der Betriebskostenabrechnung für 2024 den Nach-

zahlungssaldo von 353,68 Euro. Die Abrechnung vom 15.8.2025 ging der Beklagten am

20.8.2025 mit der Aufforderung zu, den Saldo bis 15.10.2025 zu begleichen.

1 Die Beklagte hat mit E-Mail vom 1.9.2025 auf die Abrechnung reagiert. Daraus ergibt

sich, dass sie ihr zugegangen ist.

Die Beklagte hat die Abrechnung erstmals mit der Klage erhalten. Schon wegen der Ver-

fristung steht dem Kläger ein Nachzahlungsanspruch nicht zu.

Der Kläger wird ge-

beten, die Betriebs-

kostenabrechnung

vorzulegen.
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7-B E-Mail vom 1.9.2025

7.1 1 Die Abrechnung der Betriebskosten ist korrekt.

Die Heizkostenzähler funktionierten einwandfrei.

Außerdem hat die Beklagte berechtigte Einwendungen gegen die Abrechnung.

Die Heizkostenzähler sind fehlerhaft, die Heizkosten werden deshalb bestritten.

7.1-B Sachverständigengutachten

7.2 1 Der Hausmeister hat die abgerechnete Stundenzahl

erbracht. In der Garage befindet sich ein gesonderter

Stromzähler; die Stromkosten für die Garage sind her-

ausgerechnet.

Weiterhin hat der Hausmeister nicht gearbeitet. Die Beklagte hat ihn nie in dem

Mietobjekt gesehen. Die Erstattung der Kosten für Allgemeinstrom kann der

Kläger nicht verlangen, weil er über diesen Zähler auch seine Privatgarage mit

Strom versorgt.

4 Der Kläger wird darauf hingewiesen, dass sein Vortrag zu Art

und Umfang der Hausmeistertätigkeit unsubstanziiert ist; ggf.

mögen die Verträge vorgelegt werden.

5 Die Parteien werden gebeten, den Vortrag zum Allgemeinstrom

in dem durch das Gericht angelegten Feld 7.3 zu halten und ihr

bisheriges Vorbringen zur besseren Übersichtlichkeit dorthin zu

verschieben.

7.2-B Zeugnis Heinz Katschmarek

7.3

III. Räumungsschutz

8 1 Der Kläger bestreitet mit Nichtwissen. Für den Fall der Verurteilung zur Räumung beantragt die Beklagte eine Räu-

mungsfrist. Der Sohn des Herrn A bereitet sich derzeit intensiv auf sein Mathe-

matikexamen im Juli 2026 vor. Das darf durch einen Umzug nicht gestört wer-

den.

8-B Bruno A

Rechtsausführungen

9 Allein die unstreitigen Online-Kurse rechtfertigen die Kündigung. Ebenso

die zugestandenen zweimaligen Präsenzkurse.

Die Online-Kurse haben keinerlei Außenwirkung und stellen deshalb keine

unzulässige Nutzung dar. Die zweimaligen Präsenzkurse mögen eine Pflicht-

verletzung sein, führen aber nicht zur Unzumutbarkeit der Fortsetzung des

Mietverhältnisses.

10 Der Beweis über die Betriebskosten mag erhoben werden. Der Charakter

der Beklagten spiegelt sich aber schon in dem unwahren Bestreiten, die

Abrechnung erhalten zu haben.

Ausführungen zur Beweisaufnahme

11 Für eine eventuelle Beweisaufnahme sei schon jetzt angemerkt, dass der

Kläger den Zeugen Bruno A vor ca. einem Jahr wegen nächtlicher Ruhe-

störung angezeigt hat und dieser daraufhin gedroht hat, es dem Kläger

heimzuzahlen.
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Erläuterungen:

Ich habe als Beispielsfall einen amtsgerichtlichen Räumungsprozess gewählt, weil das meiner beruflichen Praxis am nächsten ist. Nach den Vorstellungen der Arbeitsgruppe soll der strukturierte Parteivortrag al-

lerdings zunächst nur im Anwaltsprozess verpflichtend sein, was dessen fakultative Nutzung aber nicht ausschließt.

1 Die Kursivschrift soll mit herkömmlicher Methode veranschaulichen, dass der Vortrag zeitlich nach dem ersten Schriftsatz einer Partei gehalten wurde. Die chronologische Entwicklung des Vortrags wird in ei-

nem „echten“ Basisdokument nachvollzogen werden können, in der Darstellung wird das aber anders geschehen als durch eine unterschiedliche Schrifttype; wie genau, ist offen.

2 Die Beklagte hat dieses Tatbestandselement geteilt in Vortrag zu Online-Kursen und zu Präsenzkursen. Hierzu hat sie die Unterrandnummern 3.1 und 3.2 gebildet. Der Kläger könnte seinen Vortrag ebenfalls

nachträglich unterteilen und aus Rn. 3 in Rn. 3.1 und 3.2 verschieben.

3 Die durchgestrichene Schrift soll deutlich machen, dass der Vortrag geändert wurde und in der durchgestrichenen Fassung nicht mehr gelten soll.

4 Hinweis des Gerichts zur materiellen Rechtslage.

5 Hinweis des Gerichts zur Strukturierung des Basisdokuments. Die Beklagte hatte im Ansatz für die Einwendungen gegen die Betriebskostenabrechnung Unterrandnummern vergeben, aber dennoch, et-

was inkonsequent, zwei Einwendungen in Rn. 7.2 vorgebracht.
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* Der Autor ist Vors. Richter einer Mietberufungskammer am LG Krefeld; er äußert in diesem Beitrag seine persönliche Ansicht, ua ausgedrückt in der beibehaltenen Ich-Form.
1 Zu „wenigermiete.de“ s. grundlegend BGH NZM 2020, 26 mit Anm. Ruster NZM 2020, 52.
2 Unter https://www.justiz.bayern.de/gerichte-und-behoerden/oberlandesgerichte/nuernberg/aktuelles.php, zuletzt angesteuert am 15.4.2021.
3 Abwertend: Alte Frau mit verdorbenem Charakter (Erläuterung des Verf. nach wikipedia).
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26. Discussion on the reform of party submissions (5)
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27. Real-life Trial Laboratory (1)

▪ Proposal “base document” by the states of Bavaria and Lower Saxony at the 

University of Regensburg

– Piloting of a digital basic document for structured party submissions in civil proceedings

– WebApp can be accessed here: https://app.parteivortrag.de

– Legal findings:

➢ Currently no legal regulation on formal structure of party submissions

➢ Structuring of party submission possible without violation the principle of party presentation 
(Sec. 282 CPC)

➢ Basic document does not replace pleadings, but supplements them by clearly structuring the 
parties' submissions

➢ Parties determine the content and scope of their pleadings themselves, therefore: no content 
dictated by the system

➢ Direct reference to opposing arguments possible without restricting the partieś procedural rights

➢ Judges retain complete freedom to decide on the structure of the proceedings, therefore: no 
interference with judicial independence

▪ Further findings of the legal research

– No restriction on lawyers' pleadings, but concerns about client communication and strategic 
disadvantages

# 720/03/25Prof. Dr. Philipp M. Reuß, MJur (Oxford)
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27. Real-life Trial Laboratory (2)

➢ Lawyers fear that clients could have less control over the content of pleadings if they are 
presented in a predefined structure.

➢ Criticism: The system mainly makes work easier for judges without offering any real added value 
for lawyers.

– However, positive feedback from participating lawyers:

➢ Easier reference to opposing counsel's submission

➢ Increased comprehensibility of judicial references

– Simultaneously positive feedback from participating Judges:

➢ Judges can make specific references at relevant points

➢ Notes are clearer and easier for parties to understand than in traditional pleadings

➢ Option to clarify points in dispute at an early stage and thus shorten proceedings.

– Need for reform: adaptation of the CPC required to enable mandatory use of the basic 
document

➢ Currently no legal basis for mandatory use → only voluntary testing possible

➢ Introduction of a new paragraph in the CPC necessary to enable digital process management in 
the future

# 820/03/25Prof. Dr. Philipp M. Reuß, MJur (Oxford)



27. Real-life Trial Laboratory (3)

▪ Technical findings

– Prototype worked in live operation 

➢ Basie document tested at four regional courts (Hanover, Landshut, Osnabrück, Regensburg)

➢ Over 100 proceedings were conducted as part of the real-life laboratory

– Lack of IT infrastructure: no direct integration with existing judicial case systems (e-file)

➢ Prototype was an independent system, not connected to the e-file

➢ Future prospect: direct connection to existing justice IT systems 

– Future potential: AI support for automatic structuring of case data 

➢ Researchers propose AI integration to automatically identify questions in dispute

➢ Particularly relevant for mass proceedings or standardized lawsuits

➢ Discussion about possible use of AI for semantic analysis of pleadings

# 920/03/25Prof. Dr. Philipp M. Reuß, MJur (Oxford)



Start page of the prototype for creating or opening a basic document, illustration and description taken from final report, 
p. 35

20/03/25Prof. Dr. Philipp M. Reuß, MJur (Oxford) # 10



# 1120/03/25Prof. Dr. Philipp M. Reuß, MJur (Oxford)

Application with open base document. The three work areas are highlighted: Toolbar (blue), party presentation (orange) 
and sidebar (green), illustration and description taken from final report, p. 36



Summary

▪ Discussion on the reform of party submissions

▪ Real-life Trial Laboratory: "Standardised Filing"/”Standardised Base 

Document”
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